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1 „Shanghai Cooperation Or­

ganisation“ aus der Taufe ge­

hoben

Während des sechsten Treffens der 

Staatsoberhäupter der 1996 in Shang­

hai gegründeten so genannten Shang­

hai Five, wurden Mitte Juni, wiede­

rum in Shanghai, die notwendigen Do­

kumente unterzeichnet, die aus dieser 

lockeren Gruppierung eine neue Re­

gionalorganisation unter der Bezeich­

nung „Shanghai Cooperation Organ­

isation“ (SCO) werden lässt.

In einer gemeinsamen Gründungsde­

klaration beschlossen die Volksrepu­

blik China, Russland, Kirgistan, Ka­

sachstan, Tadschikistan sowie Usbe­

kistan als neu in den Kreis aufge­

nommenes Land, ihrer regionalen und 

internationalen Kooperation, auf der 

Basis der während der vergangenen 

fünf Jahre im Rahmen des Mecha­

nismus der Shanghai Five gewonne­

nen Erfahrungen, einen festeren in­

stitutionellen Rahmen zu geben. Un­

ter dem gemeinsamen Dach der SCO 

verstehen es die Mitgliedsstaaten als 

ihre vordringliche Aufgabe, gegensei­

tiges Vertrauen und gutnachbarliche 

Beziehungen zu stärken, die Koopera­

tion auf den Gebieten Politik, Wirt­

schaft, Wissenschaft und Technologie, 

Kultur, Bildung, Energie, Kommuni­

kation und Umweltschutz zu intensi­

vieren.

Aus der Initiative, die im April 1996 

die Staatsoberhäupter der Shanghai 

Five erstmals in Shanghai zusam­

mengeführt hatte, um über vertrau­

ensbildende Maßnahmen entlang der 

mehr als 7.000 km langen gemeinsa­

men Grenzen zu diskutieren, ist so ei­

ne eigenständige Regionalorganisation 

für Zentralasien mit umfassender Auf­

gabenstellung entstanden. Standen in 

der Anfangsphase die gegenseitige po­

tenzielle militärische Bedrohung und 

ungelöste Fragen des Grenzverlaufs 

im Mittelpunkt der Gespräche und 

konnte 1997 in Moskau eine Vereinba­

rung über die Reduzierung der militä­

rischen Kapazitäten im gemeinsamen 

Grenzgebiet erreicht werden, so trat 

auch die ökonomische Kooperation in 

dieser an Bodenschätzen reichen Regi­

on zunehmend in den Vordergrund.

le Mitgliedsstaaten der neuen Orga­

nisation von radikalen islamistischen 

Kräften, die - unterstützt nicht zu­

letzt von den afghanischen Taliban 

- die bestehenden säkularen Regimes 

durch streng moslemisch ausgerich­

tete ersetzen wollen. Dabei stünden 

aufgrund grenzüberschreitender Sied­

lungsräume der Ethnien Zentralasiens 

auch die regionale Stabilität der Regi­

on und nicht zuletzt die gegenwärtigen 

Staatsgrenzen zur Disposition.

Um dieser von allen Teilnehmerstaa­

ten antizipierten Bedrohung effektiv 

entgegenzuwirken, wurde von den Au­

ßenministern ein Vertragswerk unter­

zeichnet, das als juristische Grundlage 

für zukünftige gemeinsame und grenz­

überschreitende Aktivitäten auf die­

sem Gebiet fungieren soll. In diesem 

Vertrag ist auch die Einrichtung eines 

Antiterror-Zentrums der Organisation 

geregelt, über dessen Gründung man 

schon vor Jahresfrist beim letzten 

Treffen der Shanghai Five Überein­

kunft erzielt hatte. Mit Hilfe dieses 

Zentrums, als dessen Standort die kir­

gisische Hauptstadt Bishkek vorgese-

Größte Priorität soll allerdings nach 

wie vor die gemeinsame Wahrung von 

Frieden und Stabilität in der Region 

genießen. Wie bereits im Rahmen der 

Zusammenarbeit der Shanghai Five 

soll hierbei die konsequente Bekämp­

fung der „drei Ismen“, Terrorismus, 

Extremismus und Separatismus, eine 

der wesentlichsten gemeinsamen Auf­

gaben bilden. Bedroht sehen sich al- 

hen ist, will die neue zwischenstaat­

liche Organisation den gemeinsamen 

Kampf gegen die „drei Ismen“, ge­

gen den illegalen grenzüberschreiten­

den Handel mit Waffen und Narkotika, 

die illegale Immigration sowie andere 

Formen der Kriminalität in Zentral­

asien koordinieren.
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In diesem Zusammenhang erklärte 

insbesondere auch China bereits im 

Vorfeld des diesjährigen Treffens, es 

sei darauf vorbereitet, Kirgistan mi­

litärische Hilfe zu leisten, falls is­

lamische Terroristen in den kleinen 

westlichen Nachbarstaat einmarschie­

ren sollten. China wird noch im Lau­

fe dieses Jahres unentgeltlich militäri­

sche Ausrüstung mit einem Wert von 

umgerechnet ca. einer Mio. US$ an 

Kirgistan liefern.

Aus chinesischer Sicht dient die neue 

Organisation neben der Abwehr der is­

lamistischen Bedrohung auf dem eige­

nen Territorium, namentlich der Au­

tonomen Region Xinjiang, auch weite­

ren Zielen. Es handelt sich dabei auch 

um einen weiteren Versuch, regiona­

le Allianzen zu schmieden, um auf in­

ternationaler Ebene die Dominanz der 

USA zu brechen und einer aus chinesi­

scher Sicht demokratischeren und ge­

rechteren multipolaren Weltordnung 

den Weg zu bereiten. Hier sieht sich 

Beijing einig mit Moskau, wo ähnli­

che Motive die Grundlage des Engage­

ments in der einst zur Sowjetunion ge­

hörenden Region Zentralasien bilden. 

Beispielsweise sprachen sich alle Teil­

nehmer des Gründungstreffens einhel­

lig gegen „die Pläne einiger Staaten“ 

aus, ein Raketenschutzschild zu instal­

lieren.

Auch auf wirtschaftlichem Gebiet gilt 

es sowohl aus russischer als auch aus 

chinesischer Sicht, den aufgrund um­

fangreicher während der letzten Jahre 

getätigter Investitionen bereits star­

ken Einfluss der USA und auch west­

europäischer Länder in der boden­

schatzreichen Region etwas entgegen­

zuhalten. Der wirtschaftliche Erfolg 

und damit auch die innere politische 

Stabilität Chinas wird zukünftig noch 

stärker davon abhängen, wie gut es der 

Regierung gelingen wird, auch auslän­

dische Energie und Rohstoffressour­

cen zu erschließen, um das Tempo 

des wirtschaftlichen Wachstums im ei­

genen Lande aufrechtzuerhalten. Die 

zentralasiatischen Republiken bilden 

hierbei eine wichtige Region innerhalb 

dieser Strategie.

Auch andere Staaten wollen hier aller­

dings nicht außen vor bleiben. So hat 

beispielsweise auch Indien bereits In­

teresse an einer Aufnahme in die Or­

ganisation geäußert, wurde allerdings 

ebenso wie Pakistan und die Mongo­

lei vorerst abschlägig beschieden. Re­

gularien zur Erweiterung um weitere 

Mitgliedsstaaten sollen von einem Ko­

ordinierungsgremium erst noch ausge­

arbeitet werden. Allerdings dürfte ins­

besondere China jedoch kaum Interes­

se an einer Mitgliedschaft gerade In­

diens haben, da dadurch sein eigenes 

Gewicht in der Organisation zweifel­

los abnähme. Indien könnte sich inner­

halb der SCO als Störfaktor im Ver­

hältnis zu Russland erweisen. Nicht 

zuletzt könnte eine Mitgliedschaft In­

diens die von China massiv geförder­

ten Pläne zur Ausrufung einer atom­

waffenfreien Zone Zentralasien stören.

So ambitioniert die Ziele der gerade 

gegründeten Organisation auch sein 

mögen, so zeichnen sich doch auch be­

reits erste Spannungen in ihrem In­

nern ab. Ebenso wie China und Russ­

land den US-Einfluss in der Region 

einschränken wollen, stehen die zen­

tralasiatischen Staaten auch einer zu 

ausgeprägten russischen und chinesi­

schen Dominanz gegenüber. Bestand­

teil der gemeinsamen Gründungsde­

klaration der SCO ist denn auch ein 

Passus, der besagt, dass kein Mit­

gliedsstaat militärische Dominanz in 

aneinander grenzenden Regionen an­

streben werde. Auch das Interesse In­

diens steht auf politischer und stra­

tegischer Ebene im direkten Zusam­

menhang damit, dass man in De­

lhi einen einseitig wachsenden Ein­

fluss Chinas in dieser wichtigen Regi­

on durch eigene Partizipation entge­

genwirken möchte.

Nicht zuletzt an der Frage welche 

Staaten der als grundsätzlich offen 

für neue Mitglieder deklarierten Orga­

nisation zukünftig beitreten werden, 

wird daher wohl erkennbar werden, 

in welchem Grad es den ursprüngli­

chen Initiatoren China und Russland 

gelingen kann, die subtile Vorherr­

schaft in dem neuen, ein Viertel der 

Fläche der Erde umfassenden Gebilde 

aufrechtzuerhalten. (Kyodo News Ser­

vice, 12.6.01, nach BBC PF, 13.6.01; 

ITAR-TASS, 13.6.01, nach BBC PF, 

15.6.01; ITAR-TASS, 18.6.01, nach 

BBC PF, 20.6.01; XNA, 16.6., 17.6.01; 

JFJB online, 11.6.01, nach FBIS, 

13.6.01; Xinhua, 15.6.01, nach BBC 

PF, 17.6.01; Xinhua, 15.6.01, nach 

BBC PF, 16.6.01; IHT, 16.6.01; WSJ,

15.6., 18.6.01; Usbekisches Radio, 

15.6.01, nach BBC PF, 16.6.01) -kg-

2 Strikte Ablehnung einer

Trennung von Armee und 

Partei

In engem Zusammenhang mit dem 80. 

Jahrestag der Gründung der Kommu­

nistischen Partei Chinas wird in China 

öffentlich und in aller epischen Brei­

te der Schulterschluss zwischen Partei 

und Armee zelebriert. Dabei scheint 

dieser heute auch in der Volksrepu­

blik nicht mehr völlig unangefochten 

zu sein. Im Mai und im Juni wur­

de in der Internetausgabe der chine­

sischen Armeezeitung Jiefangjun Bao 

unter Berufung auf Mao Zedong und 

Jiang Zemin die Unabdingbarkeit der 

Führung der Armee durch die KPCh 

postuliert.

Dazu wurde auch die von Jiang Ze­

min geschaffene „Theorie der drei­

fachen Repräsentation“ bemüht (vgl. 

dazu C.a., 2000/04, Ü 14). Danach 

repräsentiert die KP in China zu­

gleich die Entwicklungserfordernisse 

der hoch entwickelten gesellschaftli­

chen Produktivkräfte, den fortschritt­

lichen Kurs der hoch entwickelten chi­

nesischen Kultur sowie die fundamen­

talen Interessen des chinesischen Vol­

kes. Die Natur der KPCh ist dem­

nach eine fortschrittliche. Als solcher­

maßen fortschrittliche Kraft muss sie 

auch nach wie vor die uneingeschränk­

te Führung über die Armee ausüben.

Welche katastrophalen Folgen ein Ab­

gehen von dem Führungsanspruch der 

KP über die Armee zeitigen wür­

de, demonstrierte Jiang Zemin anhand 

zweier historischer Beispiele. Die auf 

der Basis einer militärischen Haus­

macht gründende Erpressung der Par­

teiführung durch Zhang Guotao, ihm 

die persönliche Macht über die Armee 

einzuräumen, hätte während des Lan­

gen Marsches die bekannten Folgen ge­

habt. Das Beispiel Lin Biaos wurde als 

ebenso katastrophaler Gegenpol ange­

führt. Lin hätte propagiert, die Armee 

solle die Partei regieren, und hätte 

letztlich nur seine Gefolgsleute in der 

Armee um sich gescharrt, um einen 

bewaffneten Staatsstreich durchzufüh­

ren. Abseits dieser beiden Extreme, 

die jeweils erhebliche Schäden für Par­

tei, Staat und Volk nach sich gezogen 

hätten, bleibe letztlich nur die Herr­

schaft der Partei über die Armee.

Den Hintergrund für diese ideologi­

schen Verrenkungen bietet offensicht-
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lieh eine Diskussion um eine „Natio­

nalisierung“ der Streitkräfte, die auch 

in China aufkeimt. Derartige Diskus­

sionen werden jedoch durch „feindliche 

westliche Kräfte“ geschürt, deren nie­

dere Beweggründe“ letztlich allein da­

rauf ausgerichtet sein, eine „Verwest­

lichung und Spaltung Chinas“ her­

beizuführen. Die vom Westen nach 

China hineingetragenen Forderungen 

nach einer Armee ohne Parteiverbin­

dungen, einer unpolitischen und Ra­

tionalisierten“ Armee seien „drei ver­

giftete Schwerter“, mit denen die west­

lichen feindlichen Kräfte versuchten, 

die KPCh ihrer absoluten Herrschaft 

über die Armee und ihrer Führungs­

position ebenso zu berauben wie Chi­

na seines sozialistischen Charakters 

und die chinesischen Streitkräfte ihres 

politischen Wesens.

Der Argumentation der Jiefangjun 

Bao zufolge handele es sich auch im 

so genannten Westen keineswegs um 

Armeen ohne enge Anbindung an ei­

ne Partei. Begründet wird dies fol­

gendermaßen: Staatschefs westlicher 

Staaten seien in der Regel auch Füh­

rer ihrer jeweiligen Parteien. Durch 

die Gefehlsgewalt des Regierungsober­

haupts über die Armee stehe diese 

letztlich auch dort unter dem Befehl 

einer Partei. Da es sich bei westlichen 

kapitalistischen Parteien ausnahmslos 

um bürgerliche Parteien handle, blei­

be die jeweilige Armee auch bei ei­

nem durch Wahlen herbeigeführten 

Regierungswechsel letztlich immer un­

ter der Herrschaft einer bürgerlichen 

Partei. Auch seien westliche Armeen, 

auch wenn sie sich aus dem politischen 

Wettbewerb zwischen den bürgerli­

chen Parteien ihres Landes heraus­

hielten, keineswegs unpolitisch. Viel­

mehr seien sie aufgrund des bour­

geoisen Charakters aller politischen 

Parteien, die sich in der Regierung 

ab wechselten, letztlich Herrschaftsin­

strument der Bourgeoisie - also Armee 

einer Klasse.

Während eine Partei das politische 

Organ einer Klasse sei, sei die Ar­

mee das bewaffnete Organ der je­

weiligen Klasse und somit folgerich­

tig das Instrument zur Ausführung der 

politischen Aufgaben der Partei und 

zum Schutz der Interessen der Klasse. 

Wenn eine Armee sich von der politi­

schen Führung der politischen Partei 

ihrer Klasse entferne, werde sie zu ei­

ner entfremdeten, von ihrer Klasse se­

parierten Kraft. Diejenigen feindlichen 

westlichen Kräfte, die nun die Auf­

gabe der Anbindung der chinesischen 

Armee an die KP forderten, wollten 

sie nur zu Richt-kommunistischen“ 

Streitkräften im Dienste einer „bürger­

lichen Liberalisierung“ machen.

Mit den Worten Jiang Zemins ausge­

drückt, bedeutet das: „Eine Hand voll 

Personen mit niederen Beweggründen 

im In- und Ausland predigen 'Natio­

nalisierung der Streitkräfte1 und ver­

suchen damit im Kern, ein Abgehen 

unserer Armee von der Führung durch 

die Partei zu erreichen. Wir müssen 

wachsam gegenüber solchen Argumen­

ten sein und eine deutliche ablehnende 

und kritische Position dagegen einneh­

men.“

Den Grund für diese deutlichen Worte 

nennt die Jiefangjun Bao unverblümt 

selbst: „Verliert die Partei die Führung 

über die Armee, so bedeutet dies zu­

gleich sowohl den Verlust der wich­

tigsten Bedingung für die Regierung 

des Landes als auch ihrer Stellung 

als regierende Partei.“ (JFJB online, 

18.4.01, nach FBIS, 18.5.01; JFJB on­

line, 6.6.01, nach FBIS, 11.6.01; XNA, 

21.6.01) -kg-

3 Chinesischer Vorstoß gegen 

Weltraumrüstung

Auf der Plenarsitzung der Genfer Ab­

rüstungskonferenz am 7. Juni unter­

breitete der chinesische Unterhändler 

Xu Xiaodi den Diplomaten der an­

deren 65 teilnehmenden Nationen ein 

Arbeitspapier, das nach dem Willen 

Chinas als Grundlage einer zukünfti­

gen Konvention gegen die Aufrüstung 

im Weltraum dienen soll. Xu bean­

tragte für die VR China, die chinesi­

sche Vorlage mit dem Titel „Possible 

Elements of the Future International 

Legal Instrument on the Prevention 

of the Weaponization of Outer Space“ 

möge als offizielles Dokument der Ab­

rüstungskonferenz eingestuft werden. 

China unternimmt damit einen erneu­

ten Vorstoß gegen die amerikanischen 

Pläne für ein Raketenabwehrsystem 

auf internationaler Bühne.

China befürchtet von den Plänen der 

US-Regierung neben der empfindli­

chen Störung der internationalen Sta­

bilität, den Beginn eines neuen Wett­

rüstens nicht zuletzt im Weltraum. 

Als Begründung für den Zeitpunkt der

Einbringung des chinesischen Arbeits­

papiers wurde von chinesischer Sei­

te genannt, dass die amerikanischen 

Experten bereits im Januar des Jah­

res zu dem Schluss gekommen waren, 

die USA hätten erhebliche nationale 

Interessen im Weltraum zu verteidi­

gen, die von dort stationierten Wetter­

und Kommunikationssatelliten bis hin 

zu militärischer Überwachung reich­

ten. Ebenfalls im Januar war in den 

USA ein virtuelles Manöver durch­

geführt worden, das eine militärische 

Auseinandersetzung im Weltraum si­

mulierte. Darin enthalten war der fik­

tive Einsatz sowohl von Anti-Satelli­

ten-Waffen, strategischen Raketenab­

wehrsystemen als auch landgestützten 

Laserwaffen.

Das chinesische Papier enthält daher 

neben der Forderung nach dem Verbot 

der Stationierung, der Nutzung und 

auch des Testens von Waffensystemen 

im Weltraum auch Passagen, die land- 

und wassergestützte Waffen für den 

Einsatz im Weltraum ächten. Nach 

den Worten des chinesischen Abrüs­

tungsbotschafters in Genf werden Ver­

handlungen um die Beschränkung der 

Weltraumrüstung eher noch schwieri­

ger ausfallen als in Hinsicht auf frü­

here Abrüstungsverträge, sobald der­

artige Waffensysteme erst einmal ex­

istierten und stationiert seien.

Zwar hat man auf Seiten der USA 

die Bereitschaft zu Gesprächen über 

Fragen des Weltraums signalisiert, die 

Chancen für eine Annahme des chi­

nesischen Vorschlags sind jedoch äu­

ßerst gering, da die USA andererseits 

die Ansicht vertreten, die bestehen­

den internationalen Vertragswerke sei­

en vollkommen ausreichend und da­

her bislang formelle Verhandlungen 

zu dieser Thematik ablehnen. (XNA, 

8.6.01; IHT, 8.6.01; FT, 8.6.01; NZZ 

8.6.01) -kg-

4 Dreiecksdiplomatie mit Russ­

land

Am Rande des Treffens der „Shanghai 

Five“ trafen sich der russische Präsi­

dent Putin und der chinesische Prä­

sident Jiang Zemin zu einer Unterre­

dung. Zwar hieß es anschließend, das 

geplante Nationale Raketenabwehr­

system NMD der Vereinigten Staaten 

sei nur sehr kurz thematisiert worden, 

da regelmäßige Konsultationen zwi- 
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sehen Russland und China zu strate­

gischen Fragen stattfänden und man 

sich eins in der ablehnenden Haltung 

gegen diese Pläne Washingtons wis­

se. Dennoch dürfte NMD indirekt ei­

ne entscheidende Rolle in den Ge­

sprächen gespielt haben, fanden diese 

doch unmittelbar im Vorfeld des ers­

ten Treffens zwischen Putin und Bush 

am 16. Juni in Slovenien statt.

Einig ist man sich in Moskau in 

der Einschätzung, dass NMD die glo­

bale Sicherheit gefährde und nach 

chinesischer Ansicht zu einem neu­

en Wettrüsten führen könnte. Sowohl 

China als auch Moskau lehnen in die­

sem Zusammenhang eine Abänderung 

des ABM-Vertrages strikt ab. An­

ders als die VR China schlägt Russ­

land jedoch ein auf der Abwehrkapazi- 

tät taktischer Raketenwaffen basieren­

des Verteidigungssystem vor, das al­

len Staaten offen stehen soll. Eine Un­

terstützung solcher Alternativsysteme 

zum einseitigen nationalen System der 

USA ist allerdings kaum zu erwarten, 

da in Beijing die Befürchtung besteht, 

es könnte zum Schutz Taiwans auch 

vor der Volksrepublik genutzt werden.

Hier werden die unterschiedlichen na­

tionalen Interessen Russlands und 

Chinas deutlich. So geht die Einig­

keit zwischen beiden Staaten in dem 

Bemühen um eine Beschneidung der 

Machtfülle der USA denn auch kei­

neswegs so weit, dass in absehba­

rer Zukunft mit einer Wiederbelebung 

des Militärbündnisses zwischen Bei­

jing und Moskau zu rechnen wäre, wie 

es vor dem großen Bruch zwischen 

China und der Sowjetunion in den 

sechziger Jahren bestanden hatte.

Putins Besuch ist vielmehr Ausdruck 

einer Dreiecksdiplomatie, wie sie von 

den USA einst durch die Einbezie­

hung Chinas in den Ost-West-Gegen­

satz eingeführt worden war. Sollte da­

mals im Kalten Krieg China ein zwei­

tes Gegengewicht gegen die Sowjet­

union bilden, so sind es heute offen­

sichtlich Russland und die Volksre­

publik, die gemeinsam versuchen, der 

Vorherrschaft der USA entgegenzutre­

ten.

Andererseits war Putin bei seinem 

Treffen mit Präsident Bush angesichts 

des angespannten Verhältnisses zwi­

schen Beijing und Washington im 

Zuge des Flugzeugzwischenfalls vom 

April dieses Jahres offensichtlich auch

Chinas Botschafter des guten Willens. 

Bereits im Vorfeld seines Zusammen­

treffens mit Bush betonte Putin, er sei 

überzeugt, China wolle - ebenso wie 

Russland - gute Beziehungen zu den 

Vereinigten Staaten.

In einem bereits zuvor vereinbar­

ten Telefonat informierte der russi­

sche Präsident Putin seinen chine­

sischen Amtskollegen über das vo­

rangegangene Treffen mit George W. 

Bush. Jiang Zemin zeigte sich dabei 

sehr zufrieden, dass Putin bei sei­

ner strikt ablehnenden Haltung ge­

genüber einer Änderung oder Auf­

kündigung des ABM-Vertrages geblie­

ben war. China und Russland stimm­

ten darin überein, dass dieses Ver­

tragswerk einen Eckpfeiler der inter­

nationalen Sicherheit darstelle. (Xin­

hua, 14.6.01, nach BBC PF, 15.6.01; 

IHT, 15.6.01; WSJ, 15.6.01; Russia 

TV Channel, 15.6.01, nach BBC PF, 

16.6.01; Xinhua, 18.6.01, nach BBC 

PF, 20.6.01) -kg-

5 Flugzeugkollision „ist Ge­

schichte“

Nachdem bereits im Mai eine prinzipi­

elle Einigung zwischen China und den 

USA über den Abtransport des nach 

einer Luftkollision mit einem chinesi­

schen Abfangjäger auf der südchinesi­

schen Insel Hainan notgelandeten US- 

Spionageflugzeugs erzielt worden war, 

konnten Einzelheiten der Zerlegung 

und des Abtransports in Einzelteilen 

Anfang Juni abschließend geklärt wer­

den. Nach Prüfung durch eine vier­

köpfige Technikergruppe aus den USA 

kam man überein, dass die EP-3 in 

vier Teile zerlegt wird. Entsprechend 

der Belastbarkeit der Landebahn des 

Militärstützpunktes Lingshui auf Hai­

nan, werden Rumpf, Heck und beide 

Tragflächen gemeinsam oder verteilt 

auf mehrere Flüge aus China ausge­

flogen.

Am 16. Juni landete die von den USA 

über die mit dem Transport beauf­

tragte Flugzeugfirma Lockheed Mar­

tin angemietete Antonov 124 der rus­

sischen Lufttransportfirma Polyot Air 

Cargo Ltd. in Hainan. Gleichzeitig 

begann die Zerlegung des amerikani­

schen Flugzeugs. Ein Abschluss der 

Arbeiten wird für den 11. Juli erwar­

tet.

Wenn es nach dem erklärten Willen 

der chinesischen Regierung ginge, ge­

hörte der Zwischenfall damit endgül­

tig der Vergangenheit an. Auf ver­

schiedenen Ebenen und über diver­

se Kanäle bemüht sich Beijing um 

Schadensbegrenzung und Normalisie­

rung des gespannten Verhältnisses zu 

den USA. Bereits Anfang Juni hat­

te der chinesische Botschafter in Wa­

shington öffentlich erklärt, die Volks­

republik China hoffe, man werde nun 

in den bilateralen Beziehungen voran­

kommen, da der Konflikt um das ame­

rikanische Spionageflugzeug praktisch 

beigelegt sei. Yang rief in diesem Zu­

sammenhang dazu auf, in dieser Pha­

se der Entwicklung insbesondere die 

Beziehungen auf Nichtregierungsebe­

ne zu intensivieren.

Bemerkenswert war auch die Stellung­

nahme Sun Yuxis, des Sprechers des 

chinesischen Außenministeriums, der 

am 14. Juni auf der Routinepresse­

konferenz zu verstärkten Kontakten 

auf höchster staatlicher Ebene zwi­

schen den USA und China aufrief. Da­

mit könnten gegenseitiges Verständnis 

und Vertrauen gebildet werden. Chi­

na messe der Verbesserung der bila­

teralen Beziehungen große Bedeutung 

zu. Sie seien wichtig im Zusammen­

hang mit der Wahrung der Stabilität 

in der Region. Damit werden letztlich 

die Existenz antagonistischer Interes­

sen beider Staten im asiatisch-pazifi­

schen Raum und zugleich die Einsicht 

in die Notwendigkeit eines Dialogs be­

stätigt.

Auch der russische Präsident Putin 

wurde für die Übermittlung des chi­

nesischen Wunsches nach Normalisie­

rung der Beziehungen zu den USA be­

müht. Nach eigenen Angaben über­

mittelte er während seines Treffens 

mit George W. Bush in Ljubljana ei­

ne entsprechende Nachricht Jiang Ze- 

mins.

Der amerikanische Außenminister Po- 

well suchte seinerseits Ende des Mo­

nats telefonischen Kontakt zu sei­

nem chinesischen Amtskollegen Tang 

Jiaxuan. Tang versicherte angesichts 

des geplanten Zusammentreffens bei­

der Außenminister im Juli in Hanoi, 

China hoffe auf Fortschritte hin zu ei­

nem konstruktiven und kooperativen 

Verhältnis zwischen beiden Staaten. 

Tang betonte, dass China den offiziel­

len Besuch des amerikanischen Präsi-
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Im Zusammenhang mit der fort­

schreitenden wirtschaftlichen Globali­

sierung erinnerte Hu Jintao insbeson­

dere an die großen Herausforderun­

gen, die diese Entwicklung für die Ent­

wicklungsländer bereithalte. In poli­

tischer Hinsicht sei unter den gegen­

wärtigen Bedingungen besonders das 

Prinzip der Gleichberechtigung aller 

souveränen Staaten von Bedeutung. 

Auch der Grundsatz der Nichteinmi­

schung in die inneren Angelegenhei­

ten eines Staates sei keineswegs ver­

altet. Vielmehr sollte er die Basis für 

Entwicklung einer neuen internatio­

nalen politischen und wirtschaftlichen 

Ordnung bilden. Bis zu einem Dank 

an Kolumbien für die Unterstützung 

Chinas in seinem Standpunkt zur Fra­

ge der Menschenrechte war es so eben­

falls nicht mehr weit.

Daneben versicherte sich China er­

neut der Haltung Kolumbiens gegen­

über der Taiwan-Frage. Bell Lemus 

bekräftigte, sein Land halte unbeirrt 

an dem Ein-China-Prinzip fest. Nicht 

zuletzt finanzielle Unterstützung sei­

tens der Volksrepublik China dürfte 

diese Haltung festigen. So wurde im 

Rahmen des Besuchs des kolumbiani­

schen Vizepräsidenten denn auch eine 

Vereinbarung über nichtrückzahlbare 

Hilfen Chinas an die kolumbianische 

Regierung unterzeichnet.

Während derartige Geschenke im Fal­

le Kolumbiens sicher die Freundschaft 

fördern, läuft offenbar Bolivien Ge­

fahr zu einem unsicheren Kantonisten 

zu werden. Obwohl das lateinamerika­

nische Land diplomatische Beziehun­

gen zur Volksrepublik China unter­

hält, existiert seit 1992 eine taiwani­

sche Handelsmission in Bolivien. Be­

reits seit einiger Zeit buhlen die beiden 

chinesischen Kontrahenten verstärkt 

um die Gunst Boliviens und werfen 

sich gegenseitig Scheckbuchdiplomatie 

in ganz Lateinamerika vor.

Da man in Taiwan bereits mit dem 

Verlust der diplomatischen Vertretung 

in Mazedonien gerechnet hatte (vgl. 

U 8), wurden offensichtlich die Be­

mühungen um die Gunst Boliviens 

verstärkt. Nach Angaben aus Parla­

mentskreisen in Taiwan werden be­

reits seit längerer Zeit Gespräche mit 

der bolivianischen Regierung über die 

Aufnahme offizieller Beziehungen ge­

führt. Den Kernpunkt der Gesprä­

che bilde in diesem Zusammenhang 

die Frage nach dem Umfang taiwani­

scher Finanzhilfen für den lateiname­

rikanischen Staat. (Xinhua, 6.6.01, 

nach FBIS, 8.6.01; Xinhua, 5.6.01, 

nach FBIS, 8.6.01; AFP, 11.6.01, nach 

FBIS, 12.6.01) -kg-

8 Erneut diplomatische Bezie­

hungen zu Mazedonien

Am 12. Juni kündigte die mazedoni­

sche Regierung einseitig die Wieder­

herstellung normaler diplomatischer 

Beziehungen zur Volksrepublik Chi­

na an. Bereits zuvor hatte der maze­

donische Premierminister Ljubco Ge- 

orgievski den taiwanischen Außenmi­

nister Tien Hung-mao von der Mög­

lichkeit dieses Schrittes unterrichtet. 

Von der chinesischen Regierung wurde 

die Ankündigung begrüßt. Diploma­

tische Beziehungen zwischen beiden 

Ländern hatten bereits einmal zwi­

schen 1993 und Ende Januar 1999 be­

standen (vgl. C.a., 1999/01, Ü 2). Seit 

der Unterzeichnung eines entsprechen­

den gemeinsamen Kommuniques zwi­

schen Mazedonien und Taiwan am 27. 

Januar 1999 waren aufgrund der diplo­

matischen Anerkennung Taiwans die 

normalen Beziehungen zur Volksrepu­

blik China allerdings unterbrochen.

Offensichtlich im Zusammenhang mit 

Äußerungen aus Mazedonien im Zuge 

der erstmaligen Aufnahme diplomati­

scher Beziehungen zwischen dem Bal­

kanstaat und China 1993 eingehend, 

wandte man sich in Beijing nun ka­

tegorisch gegen jede Form so genann­

ter doppelter Anerkennung - der dip­

lomatischen Anerkennung sowohl der 

Volksrepublik China als auch Taiwans. 

1993 hatte die damalige mazedonische 

Regierung verlautbaren lassen, dass 

sie am liebsten gleichzeitig Beziehun­

gen zu beiden chinesischen Kontrahen­

ten unterhalten würde.

Am 14. Juni hieß es in Beijing noch, 

die mazedonische Seite müsste zu­

nächst aktiv die Anerkennung der di­

versen politischen Prinzipien bestä­

tigen, die Bestandteil des gemeinsa­

men Kommuniques über die Aufnah­

me diplomatischer Beziehungen aus 

dem Jahr 1993 waren, bevor die Nor­

malisierung besiegelt werden könne. 

Kern dieser Prinzipien bildet das so 

genannte Ein-China-Prinzip, das ei­

ne Anerkennung Taiwans ausschließt. 

Andere Vorbedingungen gebe es nicht, 

hieß es weiter in Beijing. Ein Zeit­

punkt für die Unterzeichnung eines 

neuen Kommuniques über die Wieder­

aufnahme diplomatischer Beziehun­

gen könne daher nicht genannt wer­

den.

Überraschend schnell folgte die Un­

terzeichnung der notwendigen Doku­

mente durch die mazedonische Außen­

ministerin Ilinka Mitreva und ihren 

chinesischen Amtskollegen Tang Jia- 

xuan dann jedoch bereits am 18. Juni 

in Beijing. Die öffentliche Bekanntga­

be der Aufkündigung der diplomati­

schen Beziehungen zu Mazedonien sei­

tens der taiwanischen Regierung am 

selben Tag war damit nur noch ein 

formaler Schritt. Taiwan beschuldigte 

Beijing in diesem Zusammenhang der 

Erpressung Mazedoniens.

In einem Gespräch mit Mitreva kün­

digte Ministerpräsident Zhu Rongji 

am folgenden Tag die schnellstmög­

liche Reaktivierung der Zusammen­

arbeit mit Mazedonien auf den ver­

schiedensten Gebieten an. China wer­

de zum nächstmöglichen Zeitpunkt ei­

ne Handels- und Wirtschaftsdelegati­

on nach Mazedonien entsenden und 

sei gewillt, die Kooperation auf wirt­

schaftlichem Gebiet voranzutreiben. 

Zugleich hieß es jedoch aus Beijing, die 

chinesische Regierung habe in der Ver­

gangenheit niemals „Geld-Diplomatie“ 

betrieben und werde dies auch zukünf­

tig nicht tun.

Taiwan hatte Mazedonien 1999 im 

Vorfeld der Aufnahme diplomatischer 

Beziehungen mit dem Balkanstaat ur­

sprünglich sofortige Finanzhilfen in 

Höhe von 300 Mio. US$ sowie zusätz­

lich langfristige Hilfen im Umfang von 

mehr als 1 Mrd. US$ versprochen. Tat­

sächlich flössen seither jedoch nur 20 

Mio. US$ taiwanische Direktinvesti­

tionen sowie Kredite und technische 

Unterstützung im Umfang von etwa 

150 Mio. US$ nach Mazedonien.

Zusätzlich erleichtert wurde Mazedo­

nien der Wechsel auf die Seite der 

Volksrepublik China durch die Tatsa­

che, dass Premierminister Georgiev- 

ski aus innenpolitischen Gründen ge­

zwungen war, prochinesische politi­

sche Kräfte in seine neue Regierung 

der nationalen Einheit aufzunehmen. 

(AFP, 11.6.01, nach FBIS, 12.6.01; 

Macedonian Radio, 12.6.01, nach BBC 

PF, 13.6.01; China National Radio 

Taiwan Service, 15.6.01, nach BBC
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PF, 16.6.01; Xinhua, 18.6.01, nach 

BBC PF, 20.6.01; Xinhua, 19.6.01, 

nach BBC PF, 20.6.01; IHT, 19.6.01) 

-kg-

9 WTO-Poker mit Mexiko

Anfang Juni hielt sich der der mexika­

nische Präsident Vincente Fox Quesa- 

da zu einem offiziellen Besuch in Chi­

na auf. In Gesprächen traf er auf die 

gesamte chinesische Regierungspromi­

nenz von Zhu Rongji über Jiang Ze- 

min bis hin zu Li Peng. Beide Seiten 

würdigten den Fortschritt in den bila­

teralen Beziehungen seit der Etablie­

rung diplomatischer Beziehungen zwi­

schen beiden Ländern im Jahr 1972. 

China dankte für die Haltung Mexikos 

hinsichtlich der Frage der Menschen­

rechte, die nach den Worten von Prä­

sident Fox durch eine nicht konfronta­

tive Politik gekennzeichnet ist.

Fox vertrat die Ansicht, die Erfol­

ge Chinas stellten keinerlei Bedrohung 

für die Welt dar. Im Gegenteil nutze 

sowohl Mexiko als auch die ganze Welt 

die schnelle Entwicklung Chinas. Aus 

chinesischer Sicht dürfte dies als ein 

erneuter Beleg dafür gewertet werden, 

dass die USA mit ihrer Politik, die 

Volksrepublik als potenziellen Gegner 

anzusehen, international isoliert sind.

Im Rahmen des Staatsbesuchs wurde 

eine Kooperationsvereinbarung zwi­

schen den Obersten Staatsanwalt­

schaften beider Staaten unterzeichnet, 

die auf chinesischen Wunsch zustande 

gekommen war. Damit werden straf­

rechtliche Ermittlungen zwischen bei­

den Ländern ermöglicht.

Im Mittelpunkt des Besuches dürfte 

jedoch die zwischen Mexiko und der 

VRCh immer noch ungeklärten Fra­

gen im Zusammenhang mit Chinas 

Beitritt zur WTO gestanden haben. 

Mexiko ist das einzige WTO-Mitglied, 

das bislang keine bilaterale Handels­

vereinbarung mit China unterzeichnet 

hat. Mexiko ist ganz erheblich am Ex­

port von landwirtschaftlichen Produk­

ten, Fisch, verschiedenen Rohmate­

rialien einschließlich Zements, chemi­

scher Produkte, Glas waren usf. nach 

China interessiert. Wichtigster Streit­

punkt ist jedoch die Frage mögli­

cher Bestrafungen für Vertragsverlet­

zungen. Fox signalisierte nun eine fle­

xiblere Haltung Mexikos.

Berichte darüber, dass Mexiko bereit 

wäre, den Beitritt Chinas in die WTO 

auch ohne vorherigen Abschluss eines 

bilateralen Handelsabkommens zuzu­

lassen, wie von Xinhua gemeldet, de­

mentierte eine Sprecherin des mexika­

nischen Präsidenten hingegen.

Long Yongtu, chinesischer Chefunter­

händler in dieser Sache, wird mit den 

Worten zitiert, dass China in den 

WTO-Gesprächen mit Mexiko kaum 

vor angekommen sei.

Am Rande des APEC-Treffens in 

Shanghai wurde zwischen Außenhan­

delsminister Shi Guangsheng und 

dem mexikanischen Wirtschaftsminis­

ter Debrez vereinbart, dass letzte­

rer im Juli zu einer weiteren Ge­

sprächsrunde erneut nach China rei­

sen wird. Auf der Ebene der Staatsse­

kretäre wurden die Verhandlungen be­

reits Ende Juni aufgenommen, nach­

dem sie seit letztem November unter­

brochen gewesen waren. Der Grund 

hierfür waren damals die Wahlen in 

Mexiko sowie die Bildung der Regie­

rung unter Präsident Fox, deren Ab­

schluss man abwarten wollte. (Xinhua, 

6.6.01, nach BBC PF, 8.6.01; ZXS, 

7.6.01, nach BBC PF, 8.6.01; Xin­

hua, 7.6.01, nach FBIS, 11.6.01; AFP, 

6.6.01, nach FBIS, 7.6.01; AFP, 7.6.01, 

nach FBIS, 8.6.01; AFP, 8.6.01, nach 

FBIS, 8.6.01) -kg-

10 Drittes Asia-Europe Meet­

ing (ASEM) der Außenmi­

nister in Beijing

Bereits Ende Mai trafen sich unter 

dem Vorsitz des chinesischen Außen­

ministers Tang Jiaxuan in Beijing 10 

asiatische und 15 europäische Au­

ßenminister (der EU-Mitgliedsstaa­

ten) sowie der EU-Kommissar für Au­

ßenbeziehungen und ehemalige Gou­

verneur von Hongkong, Chris Patten.

Zu den 10 asiatischen Teilnehmern ge­

hören neben sieben ASEAN-Staaten 

Korea, Japan und China. Von den 10 

ASEAN-Mitgliedsländern fehlten die 

erst in den letzten Jahren in den süd­

ostasiatischen Staatenbund aufgenom­

menen Länder Laos, Kambodscha und 

Myanmar. Die Europäer haben auf­

grund zahlreicher Menschenrechtsver­

letzungen Vorbehalte gegen eine Auf­

nahme dieser drei. Ihre ablehnende 

Haltung richtet sich insbesondere ge­

gen das Militärregime in Myanmar.

Die Teilnehmer dieses dritten ASEM- 

Außenministertreffens zogen eine 

durchweg positive Bilanz. Im Chair- 

man’s Statement ist von einer Auswei­

tung des politischen Dialogs die Rede. 

Die Zusammenarbeit im wirtschaftli­

chen, finanziellen, wissenschaftlichen, 

technologischen, Umwelt- und Ausbil­

dungssektor soll intensiviert werden. 

Bei der Bekämpfung transnationaler 

Verbrechen, hier ist insbesondere der 

Menschenhandel und der Rauschgift­

schmuggel gemeint, wollen die ASEM- 

Partner enger kooperieren. Bezug 

nehmend auf die Millenniumsdekla­

ration der Vereinten Nationen, wird 

eine Stärkung der UNO ausdrücklich 

hervorgehoben. Die ASEM-Mitglieder 

wollen sich künftig vor Sitzungen der 

Generalversammlung „auf angemesse­

ner Ebene“ aufeinander abstimmen.

Sowohl Präsident Jiang Zemin als 

auch Premierminister Zhu Rongji tra­

ten als Redner auf. Jiang bezeich­

nete das ASEM als Vorbild für in­

terkontinentale Beziehungen, das den 

Austausch zwischen unterschiedlichen 

Kulturen fördern könne. Das ASEM 

könne sogar dazu dienen, eine gerech­

tere internationale politische und wirt­

schaftliche Ordnung zu schaffen. Er 

sprach - offenbar mit Blick auf die 

USA - von einem derzeit herrschenden 

Demokratiedefizit in den internationa­

len Beziehungen, das es zu korrigieren 

gelte.

Auffällig war die Beschäftigung mit 

jüngsten US-amerikanischen Initiati­

ven. China setzte sich dafür ein, in die 

Abschlusserklärung einen Passus auf­

zunehmen, in dem die Beibehaltung 

des ABM-Vertrages gefordert wird. 

Das wurde als Attacke auf die ame­

rikanischen Ambitionen gewertet, ein 

neues Raketenabwehrsystem zu in­

stallieren. Die Europäer lehnten die­

sen Vorstoß deshalb auch aus Rück­

sicht auf die USA ab. Die Bedeutung 

des Klimaschutzabkommens von Kyo­

to, von dem sich die Amerikaner kürz­

lich einseitig distanziert hatten, wur­

de hingegen ausdrücklich und einver­

nehmlich unterstrichen.

Eine der wichtigsten Funktionen des 

ASEM ist es, weitgehend informel­

le, bilaterale Gespräche zu ermögli­

chen. So traf sich am Rande der 

ASEM-Veranstaltung Joschka Fischer 

mit seinem chinesischen Amtskolle­

gen Tang Jiaxuan. Fischer kritisier-






